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A. Gutachtenauftrag

Die Fraktion der FDP im Landtag Nordrhein-Westfalen hat den Parlamentarischen Be-
ratungs- und Gutachterdienst um die Erstellung eines Gutachtens zu zwei verschiede-
nen Sachverhalten gebeten:

|. Erlass einer Rechtsverordnung und damit im Zusammenhang stehende Be-
richtsregelung im Bauordnungsrecht

Der erste Sachverhalt betrifft das nordrhein-westfalische Bauordnungsrecht. Konkret

geht es um 8§ 91 der Bauordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (nachfolgend:

BauO NRW 2018), der eine Ermachtigung zum Erlass einer Rechtverordnung und eine

damit in Verbindung stehende Regelung zu Berichten an den Landtag enthalt:

»S 91 Berichtspflicht

Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis zum 31. Dezember 2023 Uber die
Notwendigkeit und ZweckmaRigkeit der Regelungen dieses Gesetzes. Die Bau-
aufsichtsbehtérden haben der obersten Bauaufsichtsbehdrde uber die durch-
schnittliche Lange von Baugenehmigungsverfahren jahrlich zum 31. Dezember
Bericht zu erstatten. Inhalt, Art, Form und Umfang der Berichtspflicht wird durch
eine Rechtsverordnung durch die oberste Bauaufsichtsbehotrde festgelegt. Die
oberste Bauaufsichtsbehdrde berichtet dem Landtag Uber die wesentlichen Inhalte
der jeweiligen Berichte.”

Anm.: Hervorhebung durch Verfasser.

Oberste Bauaufsichtsbehdrde ist das Ministerium fir Heimat, Kommunales, Bau und
Digitalisierung (nachfolgend: MHKBD), § 57 Abs. 1 Nr.1 BauO NRW 2018. Das
MHKBD hat bislang keine Rechtsverordnung nach § 91 Satz 3 BauO NRW 2018 er-
lassen und dem Landtag bislang auch noch nicht nach § 91 Satz 4 BauO NRW 2018
berichtet.

Zu den Regelungen und ihrer Handhabung durch das MHKBD gab es bereits eine
Kleine Anfrage der Abgeordneten Wedel und Freimuth (Drs. 18/4501), die vom
MHKBD fur die Landesregierung beantwortet wurde (Drs. 18/5079). Das MHKBD hat
in der Antwort mitgeteilt, dass der Landesregierung keine Berichte von Kommunen
Uber die durchschnittliche Lange von Baugenehmigungsverfahren vorliegen. In der
Antwort heif3t es auch, dass

,die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der unteren Bauaufsichtsbehdrden, die fir
den Vollzug der Landesbauordnung und anderer 6ffentlich-rechtlicher Vorschriften
zustandig sind, [...] neben der Bewaltigung der ihnen zugewiesenen Aufgaben vor
vielfaltigen Herausforderungen [stehen], [...].

Die vielfaltigen Aufgaben und Herausforderungen haben die bereits knappen Per-
sonalkapazitaten in den unteren Bauaufsichtsbehdrden zusatzlich erheblich belas-
tet.
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Eine jahrliche Berichtspflicht zur Dauer von Baugenehmigungsverfahren erscheint
vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen auch angesichts der damit gebundenen
Personalressourcen nicht sachgerecht.

Folgerichtig sieht der Gesetzentwurf der Landesregierung vom 6. Juni 2023 (Zwei-
tes Gesetz zur Anderung der Landesbauordnung 2018, LT-Drs. 18/4593) die Strei-
chung von § 91 BauO NRW 2018 vor.*

Die FDP-Fraktion bittet zu dem Sachverhalt um Beantwortung der folgenden Fragen:

1. Ist das MHKBD nach aktueller Rechtslage zum Erlass der Rechtsverordnung
nach 8 91 Satz 3 BauO NRW 2018 und zum Bericht gegentber dem Landtag
gemal 8§ 91 Satz 4 BauO NRW 2018 verpflichtet?

2. Verstol3t das MHKBD gegen Art. 20 Abs. 3 des Grundgesetzes (nachfolgend:
GG), indem es weder die Rechtsverordnung nach § 91 Satz 3 BauO NRW 2018
erlasst noch dem Landtag gemalR 8§ 91 Satz 4 BauO NRW 2018 berichtet?

3. Inwieweit versto3t das MHKBD, indem es weder die Rechtsverordnung nach
§ 91 Satz 3 BauO NRW 2018 erlasst noch dem Landtag gemaf § 91 Satz 4
BauO NRW 2018 berichtet, gegen die Landesverfassung? Handelt es sich ge-
gebenenfalls um ein subjektives Recht des Landtags aus der Landesverfas-
sung, gegen das verstof3en wird? Besteht ein entsprechender Anspruch des
Landtags aus der Landesverfassung?

4. Hat es eine rechtliche Bedeutung, dass die Landesregierung eine jahrliche Be-
richtspflicht zur Dauer von Baugenehmigungsverfahren angesichts der damit
gebundenen Personalressourcen nicht fur sachgerecht halt. Wenn ja, welche?

5. Hat der Umstand, dass der Gesetzentwurf der Landesregierung vom 6. Juni
2023 (Zweites Gesetz zur Anderung der Landesbauordnung 2018, Drs.
18/4593) die Streichung von § 91 BauO NRW 2018 vorsieht, Auswirkungen auf
die aktuelle Rechtslage? Wenn ja, welche? Fuhrt dies gegebenenfalls zum Ent-
fallen der Verpflichtung zum Erlass der Rechtsverordnung nach 8 91 Satz 3
BauO NRW 2018 bzw. der Berichtspflicht gegeniiber dem Landtag gemar § 91
Satz 4 BauO NRW 20187? Besteht eine entsprechende Vorwirkung von Geset-
zen? Wenn ja, unter welchen Voraussetzungen kann es zu einer Vorwirkung
von Gesetzen kommen?
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[I. Experimentierklausel zur elektronischen Verwaltung

Der zweite Sachverhalt betrifft das Gesetz zur Forderung der elektronischen Verwal-
tung in Nordrhein-Westfalen (nachfolgend: EGovG NRW), konkret § 25a Abs. 2
EGovG NRW:

,»8 25a Experimentierklausel

(1) Zur Erprobung digitaler Formen der Aufgabenerledigung in der Verwaltung und
zur Fortentwicklung des E-Governments wird die jeweils fachlich zustandige
oberste Landesbehdrde erméchtigt, im Einvernehmen mit der oder dem Beauftrag-
ten der Landesregierung Nordrhein-Westfalen fiir Informationstechnik und dem fir
Inneres zustandigen Ministerium durch Rechtsverordnung sachlich oder raumlich
begrenzte Ausnahmen von der Anwendung folgender landesrechtlicher Vorschrif-
ten fUr einen Zeitraum von hochstens funf Jahren, der einmalig fur einen Zeitraum
von héchstens zwei weiteren Jahren durch Rechtsverordnung verlangert werden
kann, zuzulassen:

1. Zustandigkeits- und Formvorschriften gemaf 88 3, 3a, 33, 34, 37 Absatz 2 bis
5, 88 41, 57, 64 und 69 Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes fir das Land
Nordrhein-Westfalen,

2. 8 5 Absatz 4 bis 7, 88 5a und 10 Absatz 2 des Landeszustellungsgesetzes vom
7. Marz 2006 (GV. NRW. S. 94) in der jeweils geltenden Fassung und

3. sonstige Zustandigkeits- und Formvorschriften in Fachgesetzen, Rechtsverord-
nungen und Verwaltungsvorschriften.

(2) Gemeinden und Gemeindeverbande kénnen bei der jeweils fachlich zustandi-
gen obersten Landesbehdrde Antrage auf eine Entscheidung Uber eine Erprobung
im Sinne des Absatzes 1 stellen. Die Vertreterinnen und Vertreter der kommunalen
Spitzenverbande nach § 21 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 kénnen stellvertretend fir
mehrere ihrer Mitglieder einen gemeinsamen Antrag stellen. Die jeweils fachlich
zustandige oberste Landesbehdrde informiert die Beauftragte oder den Beauftrag-
ten der Landesregierung Nordrhein-Westfalen fur Informationstechnik und das fir
Inneres zustandige Ministerium unverziiglich Giber den Eingang eines Antrags. Be-
absichtigt die jeweils fachlich zustdndige oberste Landesbehérde die teilweise
oder ganzliche Ablehnung des Antrags, so hat sie vor der Ablehnung den IT-Ko-
operationsrat Nordrhein-Westfalen unter Darlegung der wesentlichen Erwagungen
zu informieren. Die jeweils fachlich zustéandige oberste Landesbehérde hat tber
den Antrag innerhalb von sechs Monaten nach Eingang des Antrags zu entschei-
den.

(3) Sofern die jeweils fachlich zustandige oberste Landesbehérde Ausnahmen von
der Anwendung landesrechtlicher Vorschriften nach Absatz 1 zugelassen hat, hat
sie die Wirkungen zu evaluieren und den IT-Kooperationsrat Uber die Ergebnisse
spatestens drei Monate vor Ablauf des jeweils zugelassenen Zeitraums zu unter-
richten.

(4) Die Landesregierung unterrichtet den Landtag tUber zugelassene Ausnahmen
nach Absatz 1, Ablehnungen nach Absatz 2 und Evaluationen nach Absatz 3.

Anm.: Hervorhebung durch Verfasser.
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Die FDP-Fraktion verweist hierzu auf vier Antrdge nach § 25a Abs. 2 EGovG NRW,
die vom MHKBD als zustéandiger oberster Landesbehdrde zurlickgestellt worden sind
(Antrag der Stadt Wuppertal vom 25. Mai 2022, Antrag des Kreises Gutersloh vom
27. Mai 2022, Antrag der Stadteregion Aachen vom 31. Mai 2022 und Antrag der Stadt
Essen vom 7. Juni 2022; siehe Drs. 18/5088, Seite 2).

Zu dem Vorgang gab es bereits zwei Kleine Anfragen von Abgeordneten der FDP-
Fraktion (Drs. 18/3790 und 18/4823), die vom MHKBD fur die Landesregierung beant-
wortet wurden (Drs. 18/4080 und 18/5088). Das MHKBD wies bei der Beantwortung
darauf hin, dass die vier Antrage Erleichterungen vom Schriftftormerfordernis in der
Bauordnung bzw. die Bestimmung des digitalen Ein- und Ausgangskanals in bauauf-
sichtlichen Verfahren zum Gegenstand hatten. Die Bearbeitung der Antrage sei zu-
riickgestellt worden, da sich das Zweite Anderungsgesetz zur Bauordnung fir das
Land Nordrhein-Westfalen derzeit in der Verbandeanhérung befinde und mit den dort
vorgesehenen gesetzlichen Anderungen das bisherige Schriftftormerfordernis in der
Bauordnung aufgegeben werden solle. Im Hinblick auf die Vorgabe einheitlicher
Schnittstellen befinde sich das Haus noch in verschiedenen Gesprachen (Drs.
18/4080, Antwort der Landesregierung vom 20. April 2023). Die Erstellung einer
Rechtsverordnung, die inhaltlich identisch mit einem in absehbarer Zeit in Kraft treten-
den Gesetz ware, verstieBe gegen den Grundsatz der Effektivitat des Verwaltungs-
handelns sowie den Grundsatz der Normensparsamkeit (Drs. 18/5088, Antwort der
Landesregierung vom 20. Juli 2023).

Die FDP-Fraktion bittet hierzu um Beantwortung der folgenden Fragen:

1. Istdas Zuriickstellen der Entscheidung tber die vier Antrage durch das MHKBD
rechtswidrig?

2. Aufgrund welcher Rechtsgrundlage durfte gegebenenfalls das MHKBD die Be-
arbeitung der vier Antrage jeweils zuriickstellen?

3. Haben die von der Landesregierung angefuhrten Grundsatze der Effektivitat
des Verwaltungshandelns und der Normensparsamkeit irgendeine rechtliche
Bedeutung? Wenn ja, welche? Wenn ja, wie wird der Grundsatz der Normspar-
samkeit verfassungsrechtlich hergleitet?

4. Rechtfertigen die von der Landesregierung angefuihrten Grundsatze der Effek-
tivitdat des Verwaltungshandelns und der Normsparsamkeit ein Abweichen von
der Frist des § 25a Absatz 2 Satz 5 EGovG NRW? Welche Rolle spielt gegebe-
nenfalls, dass seit der Antragstellung der betreffenden Kommunen bereits ge-
raume Zeit vergangen ist?
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5. Ist ein Zuwarten mit der Entscheidung Uber die Antrage bis zum mdglichen In-
krafttreten eines Zweiten Anderungsgesetzes zur Bauordnung fir das Land
Nordrhein-Westfalen rechtswidrig?

6. Verstol3t das MHKBD gegen Art. 20 Abs. 3 GG, indem es vorséatzlich nicht Gber
die vier Antrage entscheidet?

7. Inwieweit versto3t das MHKBD, indem es vorsatzlich nicht tiber die vier Antrage
entscheidet, gegen die Landesverfassung?

8. Inwieweit hat der jeweilige Entscheidungstrager im MHKBD durch das ,Zurtick-
stellen® der vier Antrage seine Amtspflicht verletzt?

9. Welche Rechtspflichten treffen das MHKBD nach aktuellem Sachstand in Be-
zug auf den Umgang mit den vier Antragen? Ist das Ministerium wegen des
Verstol3es gegen die Fristregelung verpflichtet, die Entscheidungsreife mit allen
verfigbaren Mitteln in kirzest méglicher Zeit herzustellen und unverziglich
Uber die Antrage zu entscheiden? Bestehen weitere Konsequenzen fir das Mi-
nisterium oder den jeweiligen Entscheidungstrager?
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B. Gutachten zum ersten Sachverhalt

I.  Rechtliche Grundlagen

Nachfolgend werden zunachst die rechtlichen Grundlagen erlautert. Darauf aufbauend
erfolgt dann unter B. Il. die Beantwortung der aufgeworfenen Fragen.

1. Regelungsgehalt und Historie von § 91 BauO NRW 2018

Die derzeit geltende Fassung der nordrhein-westféalischen Bauordnung wurde
2018 durch das Gesetz zur Modernisierung des Bauordnungsrechts in Nord-
rhein-Westfalen — Baurechtsmodernisierungsgesetz geschaffen (GV. NRW.
2018, S. 421). Die neue Bauordnung trat im Wesentlichen — einschlief3lich § 91
BauO NRW 2018 — am 1. Januar 2019 in Kratft.

Die BauO NRW 2018 wurde seit Inkrafttreten einige Male angepasst.

Siehe dazu die Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 1812
vom 12. Mai 2023 des Abgeordneten Watermeier (SPD), Drs. 18/4735, in
der auf folgende Anderungen hingewiesen wird: Novelle durch das Gesetz
zur Anderung der Landesbauordnung vom 30. Juni 2021 (GV. NRW. 2021,
S. 822) sowie Anpassungen von einzelnen Paragraphen durch Anpassun-
gen im Rahmen der COVID 19-Pandemie oder durch die Umsetzung von
europdischem Recht in Landesrecht: Gesetz zur konsequenten und solida-
rischen Bewaltigung der COVID-19-Pandemie in Nordrhein-Westfalen und
zur Anpassung des Landesrechts im Hinblick auf die Auswirkungen einer
Pandemie vom 14. April 2020 (GV. NRW. 2020, S. 218b); Gesetz zur An-
passung bestehenden Landesrechts an die COVID-19-Pandemie und sons-
tige pandemiebedingte Sondersituationen vom 1. Dezember 2020 (GV.
NRW. 2020, S. 1109); Gesetz zur Anderung des Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetzes NRW und zur Anderung weiterer Vorschriften vom 14. Sep-
tember 2021 (GV. NRW. 2021, S. 1086).

Die hier fragliche Regelung wurde insoweit aber nicht geandert und hat nach wie
vor den o0.g. Wortlaut, der so bereits im Gesetzentwurf der Landesregierung fir
das Gesetz zur Modernisierung des Bauordnungsrechts in Nordrhein-Westfalen
vom 13. Mérz 2018 enthalten war (Drs. 17/2166, S. 86). In der Gesetzesbegrin-
dung heil3t es dort zu § 91 BauO NRW 2018:

,Die Landesregierung hat dem Landtag gegenlber bis zum 31. Dezember
2023 Uber die Notwendigkeit und ZweckméaRigkeit der Regelungen dieses
Gesetzes Bericht zu erstatten.

Mit 8 91 Satz 2 wird zur Herstellung von Transparenz eine neue Berichts-
pflicht der Bauaufsichtsbehdrden gegeniiber der obersten Bauaufsichtsbe-
horde — und in der Folge gegeniiber dem Landtag (8 91 Satz 4) — in Bezug
auf die durchschnittliche LaAnge von Baugenehmigungsverfahren eingefihrt.
§ 91 Satz 3 erméachtigt die oberste Bauaufsichtsbehérde durch eine zu er-
lassende Rechtsverordnung die ndhere Ausgestaltung tber Inhalt, Art, Form
und Umfang der Berichtspflicht vorzunehmen.*

Gesetzentwurf der Landesregierung, Drs. 17/2166, S. 204.
9
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Die Vorschrift wurde nun aber mit Wirkung zum 1. Januar 2024 aufgehoben: Der
Gesetzentwurf der Landesregierung fir ein Zweites Gesetz zur Anderung der
Landesbauordnung 2018 vom 6. Juni 2023 sieht in Artikel 1 Ziffer 57 die Strei-
chung der Vorschrift vor (Drs. 18/4593, S. 117). In der Gesetzesbegrindung
heil3t es dazu:

,Die bisher in § 91 enthaltenen Berichtspflichten werden aufgegeben. Zum
einen wird die Landesbauordnung laufend einer Uberpriifung auf Pass-
genauigkeit der Vorschriften und etwaige Anpassungsbedarfe an die Mus-
terbauordnung tberprift und in der Folge einer gesetzlichen Anderung un-
terzogen. Zum anderen sollen die Bauaufsichtsbehérden von entsprechen-
den Berichtspflichteten gegenlber der obersten Bauaufsichtsbehdrde ent-
lastet werden. Die Dauer eines Baugenehmigungsverfahrens hangt grund-
satzlich einerseits von der Komplexitat des Bauvorhabens und der damit in
Verbindung stehenden Qualitét des Bauantrages und der dazugehérenden
Bauvorlagen und zum anderen von der Stellenbesetzung in den Bauauf-
sichtsbehdrden ab. Mit diesem Gesetz werden Erleichterungen im bauauf-
sichtlichen Prifverfahren, die wiederum zu einer Entlastung der Bauauf-
sichtsbehdrden beitragen, vorgetragen. Zugleich befinden sich die 212 unte-
ren Bauaufsichtsbehdrden jeweils auf dem Weg hin zur Digitalisierung des
Baugenehmigungsverfahrens: Erfahrungsgemalf erfordert dies organisatori-
sche Umstellungen vor Ort, die die Aufbau- und Ablauforganisation betref-
fen, so dass vor diesem Hintergrund von § 91 insgesamt abgesehen werden
kann.”

Gesetzentwurf der Landesregierung, Drs. 18/4593, S. 173.

Der Gesetzentwurf wurde nach der 1. Lesung am 15. Juni 2023 in die Aus-
schussberatung tUberwiesen (PIPr 18/37, S. 81 ff.). Der Ausschuss fir Bauen,
Wohnen und Digitalisierung empfahl in seiner Beschlussempfehlung die unver-
anderte Annahme des Gesetzentwurfs der Landesregierung (Drs. 18/6180). Das
Plenum beschloss das Gesetz am 25. Oktober 2023 in 2. Lesung (PIPr 18/45)
und am 26. Oktober 2023 abschlieend in 3. Lesung (PIPr 18/46, Beschluss-
drucksache 18/6587). Dabei wurde in der 2. Lesung noch ein Anderungsantrag
der Fraktionen von CDU und GRUNEN angenommen, der aber nicht § 91 BauO
NRW 2018 betraf (Drs. 18/6555). Nach Artikel 2 tritt die Anderung und damit die
Aufhebung der Vorschrift zum 1. Januar 2024 in Kraft.

2. Erlass von Rechtsverordnungen durch die Exekutive

Die Landesregierung kann durch den Landtag ermachtigt werden, Rechtsverord-
nungen zu erlassen. Dabei handelt es sich um abstrakt-generelle Regelungen
zur Ausfuhrung und Erganzung gesetzlicher Vorschriften. Die Verfassung fur das
Land Nordrhein-Westfalen (nachfolgend: LV NRW) bestimmt in Art. 70, dass die
Erméachtigung nur durch Gesetz erteilt werden kann. Das Gesetz muss Inhalt,
Zweck und Ausmald der erteilten Erméachtigung bestimmen (Selbstentschei-
dungsvorbehalt, Programmfestsetzungspflicht und Vorhersehbarkeitsgebot).
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Geerlings, in: Ogorek/Dauner-Lieb, BeckOK Verfassung fur das Land Nord-
rhein-Westfalen, 1. Edition, Stand: 1. Marz 2023, Art. 70 Rn. 11.

Fur landesgesetzliche Verordnungsermachtigungen gilt nur Art. 70 LV NRW,
nicht Art. 80 GG.

Schonenbroicher, in: Heusch/Schonenbroicher, Die Landesverfassung
Nordrhein-Westfalen, 2. Auflage 2020, Art. 70 Rn. 1.

Der Landtag kann selbst keine Rechtsverordnungen erlassen. Er kann aber be-
stehende Rechtsverordnungen aufheben und an Stelle einer Rechtsverordnung
eine gesetzliche Regelung beschliel3en.

Mann, in: Lower/Tettinger, Kommentar zur Verfassung des Landes NRW,
1. Auflage 2002, Art. 70 Rn. 22; Schénenbroicher, in: Heusch/Schénenbroi-
cher, Die Landesverfassung Nordrhein-Westfalen, 2. Auflage 2020, Art. 70
Rn. 4 ff. Westbomke, Der Anspruch auf Erlafl} von Rechtsverordnungen und
Satzungen, S. 59 f.

Ob die Landesregierung von einer Erméachtigung zum Erlass einer Rechtsverord-
nung Gebrauch macht, steht grundsatzlich in ihrem EntschlieBungsermessen.
Etwas anderes gilt nur, wenn der Landtag in der Ermachtigungsgrundlage ver-
bindliche Vorgaben trifft oder sich aus den Umstanden des Einzelfalls eine Hand-
lungspflicht der Landesregierung ergibt.

Vgl. Mann, in: Léwer/Tettinger, Kommentar zur Verfassung des Landes
NRW, 1. Auflage 2002, Art. 70 Rn. 20 mit weiteren Nachweisen in den Ful3-
noten 54 und 56; siehe auch Schénenbroicher, in: Heusch/Schdénenbroicher,
Die Landesverfassung Nordrhein-Westfalen, 2. Auflage 2020, Art. 70 Rn. 12;
andere Auffassung wohl Westbomke, Der Anspruch auf Erlal von Rechts-
verordnungen und Satzungen, S. 35, der regelmaRig eine Pflicht zum Erlass
annehmen mdchte.

Im Handbuch der Rechtsférmlichkeit, Teil C, Ziffer 6.3, heil3t es dazu, dass die
Formulierung der Ermachtigungsnorm klar erkennen lassen soll, ob der Ermach-
tigungsadressat verpflichtet oder ihm ein Ermessen eingerdumt sein soll, eine
Verordnung zu erlassen. Dabei wirden auch Formulierungen wie ,erlasst” oder
,bestimmt durch Rechtsverordnung“ die Pflicht ausdricken, von der Ermachti-
gung Gebrauch zu machen, denn ,erlasst” oder ,bestimmt® seien als imperatives
Prasens zu verstehen.

3. Gesetzliche Berichtspflichten der Regierung gegentuber dem Parlament

Das parlamentarische Informationsrecht ist insbesondere ein Frage- und Aus-
kunftsrecht (Interpellationsrecht) gegentber der Landesregierung. Insoweit han-
delt es sich um eine verfassungsrechtlich geschitzte Rechtsposition, die aus
dem Status der Abgeordneten abgeleitet wird.
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Siehe die Darstellung bei Ritzel/Blicker, Kommentar zur Geschéftsordnung
des Bundestags, Vor 88 100-106, Anm. Il. mit weiteren Nachweisen auch zu
anderen Auffassungen.

In der nordrhein-westfalischen Landesverfassung wird das parlamentarische
Frage- und Auskunftsrecht seit 2016 — also seit der Verfassungsanderung auf
Grundlage der Vorschlage der Verfassungskommission (Drs.16/12400) — aus-
dricklich in Art. 30 Abs. 3 LV NRW benannt.

Mit der Verfassungsanderung 2016 wurde auch Art. 40 LV NRW neu gefasst und
in Art. 40 Abs. 1 Satz 1 LV NRW eine verfassungsrechtliche Unterrichtungspflicht
konstituiert.

Siehe dazu die Ausarbeitung von Hoéltig, Die friihzeitige und umfassende Un-
terrichtung des Landtags im Sinne des Art. 40 Abs. 1 der Verfassung fir das
Land Nordrhein-Westfalen, Information 18/61, sowie die Kommentierung
von Marchlewski, in: Ogorek/Dauner-Lieb, BeckOK Verfassung fiir das Land
Nordrhein-Westfalen, 1. Edition, Stand: 1. Marz 2023, Art. 40.

Vorliegend geht es allerdings nicht um das verfassungsrechtlich vorgegebene
Frage- und Auskunftsrecht und auch nicht um die verfassungsrechtliche Unter-
richtungspflicht nach Art. 40 Abs. 1 Satz 1 LV NRW, sondern um eine einfachge-
setzlich begriindete Berichtspflicht.

Solche gesetzlichen Berichtspflichten von Stellen der Exekutive gegentber ei-
nem Parlament gibt es in einer Vielzahl von Fallen.

Vgl. fur den Bundestag die Darstellung bei Maiwald, Berichtspflichten gegen-
Uber dem Deutschen Bundestag, Diss. 1993, S. 17 ff.; siehe zu Berichts-
pflichten der Exekutive auch Holscheidt, Information der Parlamente durch
die Regierungen, DOV 1993, S. 593 ff. und Linck, Berichte der Regierung an
das Parlament, DOV 1979, S. 116, 118 f.

Die Exekutive ist in diesen Féllen rechtlich — wenn auch nicht verfassungsrecht-
lich — zur Berichterstattung verpflichtet.

Vgl. Klein/Schwarz, in: Dirig/Herzog/Scholz, Grundgesetz-Kommentar,
Stand: 101. Erganzungslieferung Mai 2023, Art. 43 Rn. 116 (,Eine Pflicht zur
Berichterstattung kann nur durch Gesetz begrindet werden.”); Lorz/Richter-
ich, in: Morlok/Schliesky/Wiefelspiitz (Hrsg.), Parlamentsrecht, 1. Auflage
2016, § 35 Rn. 88; andere Auffassung wohl Maiwald, Berichtspflichten ge-
genuber dem Deutschen Bundestag, Diss. 1993, der zunachst auch fir eine
einfachgesetzliche Bindung argumentiert — siehe S. 60 (,Wenn der Berichts-
pflichttatbestand mit Verfassungsrang versehen werden soll, muss geman
Art. 79 GG verfahren werden.“) sowie S. 137 (,ergibt sich aus Art. 20 Abs. 3
GG") und S. 205 f. — die Berichtspflicht dann aber als Ausgestaltung eines
allgemeinen verfassungsrechtlichen Informationsrechts sehen will; in die
Richtung geht auch die Argumentation von Teuber, Parlamentarische Infor-
mationsrechte, Diss. 2007, S. 248.
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1.

Abhangig von den Umstanden des Einzelfalls ist es denkbar, dass die Exekutive
die Berichterstattung ablehnen und sich hierbei auf den Schutz jedenfalls gleich-
rangiger Rechtsguter berufen kann. Die zum parlamentarischen Frage- und Aus-
kunftsrecht bekannten Fallgruppen kdnnen — ggf. angepasst — auch insoweit her-
angezogen werden.

Siehe zu den Grenzen parlamentarischer Berichtspflichten die umfangreiche
Darstellung bei Maiwald, Berichtspflichten gegentuber dem Deutschen Bun-
destag, Diss. 1993, S. 171-187.

Beantwortung der finf aufgeworfenen Fragen

Ist das MHKBD nach aktueller Rechtslage zum Erlass der Rechtsverord-
nung nach § 91 Satz 3 BauO NRW 2018 und zum Bericht gegeniber dem
Landtag gemal3 8 91 Satz 4 BauO NRW 2018 verpflichtet?

Wie unter B.I.2 dargelegt ist die Ermachtigungsnorm auszulegen, um zu bestim-
men, ob eine Rechtspflicht zum Verordnungserlass besteht. In § 91 Satz 3
BauO NRW heildt es ,wird durch eine Rechtsverordnung ... festgelegt®. Diese
Formulierung deutet auf eine Rechtspflicht hin, hat sie doch bestimmenden bzw.
imperativen Charakter. Ebenfalls fir eine Rechtspflicht sprechen Sinn und
Zweck, Systematik und Normhistorie: Ohne die Rechtsverordnung ist die Be-
richtspflicht der Bauaufsichtsbehorden gegentber dem MHKBD nach § 91 Satz
2 BauO NRW 2018 inhaltsleer bzw. nicht vollzugsfahig und daher auch die Be-
richtspflicht gegentber dem Landtag nach § 91 Satz 4 BauO NRW 2018 nicht
umsetzbar.

Vgl. dazu auch BVerfG, Beschluss vom 8. Juni 1988, Az. 2 BvL 9/85, 2 BvL
3/86 (=BVerfGE 78, 249 — Fehlbelegungsabgabe), juris Leitsatz 2. a): ,Die
Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers im Verhéltnis zum Verordnungsgeber
wird im Hinblick auf den Vorrang des Gesetzes dann nicht mehr gewahrt,
wenn die erteilte Verordnungsermachtigung es dem Adressaten Uberlafdt,
nach Belieben von ihr Gebrauch zu machen, und erst dadurch das Gesetz
anwendbar wird.“; siehe auch Schoénenbroicher, in: Heusch/Schdnenbroi-
cher, Die Landesverfassung Nordrhein-Westfalen, 2. Auflage 2020, Art. 70
Rn. 12.

Grundsatzlich durfte daher von einer Pflicht zum Verordnungserlass auszugehen
sein. Allerdings ergibt sich aus der Vorschrift nicht unmittelbar, bis zu welchem
Zeitpunkt die Rechtsverordnung zu erlassen ist. Soweit in der Ermé&chtigungs-
grundlage keine konkrete Frist bestimmt ist, wird diese Frage unter Abwagung
der Umsténde des Einzelfalls zu beantworten sein.

Vgl. Westbomke, Der Anspruch auf Erlal? von Rechtsverordnungen und Sat-
zungen, S. 58 f.
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Hier durfte fur den Verordnungsgeber ein gewisses Ermessen bestehen. Bei der
Ausibung dieses Ermessens dirfte das MHKBD auch berechtigt sein, die wei-
tere Normentwicklung zu berlcksichtigen. Bei einer sehr zeitnah absehbaren
Aufhebung der Ermachtigungsnorm kénnte es insoweit ermessensgerecht sein,
vorubergehend vom Erlass einer Rechtsverordnung abzusehen und den Aus-
gang des Gesetzgebungsverfahrens abzuwarten. Fraglich ist insoweit aber, in-
wieweit das MHKBD die Rechtsverordnung nicht schon hatte erlassen haben
missen, als das Gesetzgebungsverfahren zur Aufhebung von § 91 BauO NRW
2018 von der Landesregierung angestofRen wurde. Zum Zeitpunkt der Einbrin-
gung des Gesetzentwurfs im Juni 2023 war § 91 BauO NRW 2018 schlieflich
bereits Gber vier Jahre in Kraft.

Nach den Ausfiihrungen unter B.1.3 begriindet 8§ 91 Satz 4 BauO NRW 2018 eine
einfachgesetzliche Berichtspflicht gegentiber dem Landtag. Die Landesregie-
rung hat in ihrer Antwort auf die 0.g. Kleine Anfrage (18/4501) allerdings mitge-
teilt, dass der Landesregierung keine Berichte von Kommunen Uber die durch-
schnittliche Lange von Baugenehmigungsverfahren vorliegen (Drs. 18/5079). Ein
entsprechender Bericht gegeniber dem Landtag ist daher aus tatsachlichen
Griunden nicht moglich, sodass die Berichtspflicht insoweit entfallen dirfte.

Vgl. Maiwald, Berichtspflichten gegentiber dem Deutschen Bundestag, Diss.
1993, S. 186 f. zum Entfallen der Berichtspflicht bei tatsachlicher Unmaoglich-
keit.

Im Ergebnis setzt sich hier die Frage fort, inwieweit das MHKBD eine Rechtsver-
ordnung héatte erlassen mussen, die dann die Erfullung der Berichtspflicht ermog-
licht hatte.

Die genannten Erwagungen fuhren noch zu einem weiteren Aspekt: Insgesamt
bestehen gewisse Bedenken gegeniber der RechtmaRigkeit der Ermachtigungs-
norm. Nach Art. 70 LV NRW muss das Gesetz Inhalt, Zweck und Ausmal’ der
erteilten Ermachtigung bestimmen (Selbstentscheidungsvorbehalt, Programm-
festsetzungspflicht und Vorhersehbarkeitsgebot). Hier trifft das Gesetz die Fest-
legung, dass die Bauaufsichtsbehdrden der obersten Bauaufsichtsbehdrde tber
die durchschnittliche Lange von Baugenehmigungsverfahren jahrlich zum
31. Dezember Bericht erstatten missen. Inhaltliche Tiefe, Reichweite und Um-
fang der Berichtspflicht werden nicht vorgegeben. Dies wirkt fort auf die Berichts-
pflicht gegeniiber dem Landtag, deren Umfang sich erst durch die Rechtsverord-
nung bestimmt hatte. Der Gesetzgeber hat den Umfang der ihm gegentber be-
stehenden Berichtspflicht insoweit selber in die Hande der Exekutive gelegt.
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2. Verstol3t das MHKBD gegen Art. 20 Abs. 3 GG, indem es weder die Rechts-
verordnung nach § 91 Satz 3 BauO NRW 2018 erlasst noch dem Landtag
gemal § 91 Satz 4 BauO NRW 2018 berichtet?

Das Grundgesetz bestimmt in Art. 20 Abs. 3 u.a., dass die vollziehende Gewalt
an Gesetz und Recht gebunden ist. Daraus folgt grundsatzlich auch die rechtliche
Verbindlichkeit von gesetzlichen Berichtspflichten der Exekutive gegentuber der
Legislative.

So ausdricklich auch Maiwald, Berichtspflichten gegeniiber dem Deutschen
Bundestag, Diss. 1993, S. 137.

Soweit man einen Verstol3 des MHKBD gegen gesetzliche Vorgaben aus § 91
BauO NRW 2018 annimmt, liegt darin entsprechend auch eine Verletzung von
Art. 20 Abs. 3 GG.

3. Inwieweit verstof3t das MHKBD, indem es weder die Rechtsverordnung
nach 8 91 Satz 3 BauO NRW 2018 erlasst noch dem Landtag gemaR § 91
Satz 4 BauO NRW 2018 berichtet, gegen die Landesverfassung? Handelt es
sich gegebenenfalls um ein subjektives Recht des Landtags aus der Lan-
desverfassung, gegen das verstof3en wird? Besteht ein entsprechender An-
spruch des Landtags aus der Landesverfassung?

Es gibt keinen verfassungsrechtlichen Anspruch der Legislative gegen die Exe-
kutive, der allgemein auf den Vollzug gesetzlicher Regelungen gerichtet wére.
Vorliegend geht es um mogliche VerstoRe gegen einfachgesetzliche Vorgaben,
nicht um die Verletzung von durch die Verfassung geschuiitzten Rechtspositionen.

Anders, wenn man die Berichtspflicht entgegen der hier vertretenen Auffas-
sung als Ausgestaltung eines allgemeinen verfassungsrechtlichen Informa-
tionsrechts sehen wollte, siehe dazu oben B.1.3.

Die Berichtspflicht gegentber dem Landtag kann als subjektives Recht des Par-
laments verstanden werden. Es griindet aber nicht in der Landesverfassung, so-
dass auch keine Organklage auf die mdgliche Verletzung dieses Rechts gestitzt
werden kann.

Vgl. VerfGH Baden-Wirttemberg, Urteil vom 19. Juli 2023, Az. 1 GR 4/22,
juris Rn. 31 mit weiteren Nachweisen aus der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts.
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4. Hat es eine rechtliche Bedeutung, dass die Landesregierung eine jahrliche
Berichtspflicht zur Dauer von Baugenehmigungsverfahren angesichts der
damit gebundenen Personalressourcen nicht fir sachgerecht halt. Wenn
ja, welche?

Die Landesregierung hat in ihrer Antwort auf die 0.g. Kleine Anfrage (18/4501)
u.a. ausgefuhrt, dass eine ,jahrliche Berichtspflicht zur Dauer von Baugenehmi-
gungsverfahren [als] nicht sachgerecht® erscheine (Drs. 18/5079). Eine rechtliche
Bedeutung hat dies zunéachst nicht. Die Exekutive ist zum Vollzug der Gesetze
verpflichtet, unabhéngig von der Frage, ob diese als sachgerecht empfunden
werden oder nicht.

5. Hatder Umstand, dass der Gesetzentwurf der Landesregierung vom 6. Juni
2023 (Zweites Gesetz zur Anderung der Landesbauordnung 2018, Drs.
18/4593) die Streichung von 8§ 91 BauO NRW 2018 vorsieht, Auswirkungen
auf die aktuelle Rechtslage? Wenn ja, welche? Fuhrt dies gegebenenfalls
zum Entfallen der Verpflichtung zum Erlass der Rechtsverordnung nach
§ 91 Satz 3 BauO NRW 2018 bzw. der Berichtspflicht gegenliber dem Land-
tag gemal § 91 Satz 4 BauO NRW 20187 Besteht eine entsprechende Vor-
wirkung von Gesetzen? Wenn ja, unter welchen Voraussetzungen kann es
zu einer Vorwirkung von Gesetzen kommen?

Unter dem Stichwort der ,Vorwirkung von Gesetzen“ werden verschiedene
Rechtsfragen diskutiert, die mit dem erwarteten Inkrafttreten einer Gesetzesan-
derung in Zusammenhang stehen und insbhesondere die Verwaltung betreffen
konnen.

Siehe die umfangreiche Darstellung in der Monografie von Guckelberger,
Vorwirkung von Gesetzen im Tatigkeitsbereich der Verwaltung, Eine rechts-
vergleichende Studie des deutschen und schweizerischen Rechts, Diss.
1997; vgl. auch Kloepfer, Vorwirkung von Gesetzen, Habil.-Schr. 1973.

So kann etwa die Zurtickstellung nach 8 15 BauGB als ,gesetzlich angeordnete
negative Vorwirkung“ verstanden werden.

Guckelberger, a.a.0., S. 150 ff.

Allgemein gilt, dass zu erwartende Anderungen der Sach- und/oder Rechtslage
grundsatzlich im Rahmen der Ermessensaustibung bertcksichtigt werden kon-
nen. Im Verhaltnis zwischen Exekutive und Legislative kann hier auch der Grund-
satz der Organtreue Wirkung entfalten und zu gegenseitiger Riucksichtnahme
verpflichten.
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Vor dem Hintergrund der bereits erfolgten aber noch nicht in Kraft getretenen
Aufhebung von 8§ 91 BauO NRW 2018 kdnnte es insoweit als treuwidrig erschei-
nen, fir den verbliebenen Zeitraum von noch zwei Monaten auf dem Erlass einer
Rechtsverordnung zu bestehen. Auch mit Blick auf die Organtreue stellt sich aber
naturlich die Frage, inwieweit das MHKBD die Rechtsverordnung nicht schon
hatte erlassen haben missen, als das Gesetzgebungsverfahren zur Aufhebung
von 8 91 BauO NRW 2018 von der Landesregierung angestof3en wurde.
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C. Gutachten zum zweiten Sachverhalt

I. Rechtliche Grundlagen

Nachfolgend werden zunachst die rechtlichen Grundlagen erlautert. Darauf aufbauend
erfolgt dann unter C. Il. die Beantwortung der aufgeworfenen Fragen.

1. Regelungsgehalt und Historie von § 25a EGovG NRW

Die hier fragliche Experimentierklausel — § 25a EGovG NRW — wurde durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes zur Starkung der medienbruchfreien Digitalisierung vom
1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 122) mit Wirkung zum 19. Februar 2022 in das
EGovG NRW eingeflgt. Die Absétze 1 bis 3 der Norm waren so bereits im Ge-
setzentwurf der Landesregierung vom 27. Oktober 2021 enthalten (Drs.
17/15478, S. 12 f.). In der Gesetzesbegrindung hiel3 es dazu u.a.:

.Mit § 25a EGovG NRW wird eine Experimentierklausel zur Erprobung
neuer, digitaler Formen der Aufgabenerledigung in der Verwaltung einge-
fuhrt. [...]

Absatz 2 ermdglicht es, dass auch Gemeinden und Gemeindeverbanden
Impulse zur Nutzung der Experimentierklausel und somit zur Ausgestaltung
der Aufgabenerledigung geben kénnen. Ein Antrag auf eine Entscheidung
Uber eine Erprobung im Sinne des Absatz 1 kann entweder zum Erlass oder
zur Anderung einer Rechtsverordnung im Sinne des Absatz 1 durch das je-
weilige Fachressort fuhren. [...]

Wenn die zustandige oberste Landesbehdrde beabsichtigt, den Antrag ganz
oder teilweise abzulehnen, muss sie vor der Ablehnung den IT-Kooperati-
onsrat informieren und ihm die wesentlichen Ablehnungsgriinde darlegen.
Grundsatzlich findet das Antragsverfahren jedoch auf3erhalb des IT-Koope-
rationsrats statt. Durch diese Beteiligung wird nicht das Ressortprinzip in
Frage gestellt. Sie soll dazu dienen, eine transparente und offene Diskussion
Uber flexible Arbeits- und Formvorgaben unter den Ministerien und den Kom-
munalen Spitzenverb&nden im IT-Kooperationsrat anzustof3en. Die abschlie-
Rende Entscheidung fallt jedoch ausschlielZlich die zustandige oberste Lan-
desbehdrde nach ihrem eigenen Ermessen.

Eine Entscheidung der zustandigen obersten Landesbehérde muss inner-
halb von sechs Monaten getroffen werden. Die Experimentierklausel soll
dem dynamischen Prozess der Digitalisierung gerecht werden und Verwal-
tungsabléaufe schneller und flexibler gestalten. Es bedarf daher einer zeitna-
hen Entscheidung. [...]*

Gesetzentwurf der Landesregierung, Drs. 17/15478, S. 285 ff.

Die Unterrichtungspflicht in § 25a Abs. 4 EGovG NRW wurde durch einen Ande-
rungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP eingeflgt (Drs. 17/16355, S. 2 f.,
6). In der Begrindung wird auf die Einbindung des Landtags hingewiesen.
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2. Zweites Gesetz zur Anderung der Landesbauordnung 2018

Der in der Antwort der Landesregierung vom 20. April 2023 (Drs. 18/4080) ange-
sprochene Gesetzentwurf fur das Zweite Gesetz zur Anderung der Landesbau-
ordnung 2018 wurde nach der Verbadndeanhérung beim Landtag eingebracht
(Drs. 18/4593. siehe bereits oben B. I. 1.). Der Gesetzentwurf wurde nach der
1. Lesung am 15. Juni 2023 in die Ausschussberatung tberwiesen (PIPr 18/37,
S. 81 ff.). Der Ausschuss fur Bauen, Wohnen und Digitalisierung empfahl in sei-
ner Beschlussempfehlung die unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfs der
Landesregierung (Drs. 18/6180). Das Plenum beschloss das Gesetz am 25. Ok-
tober 2023 in 2. Lesung (PIPr 18/45) und am 26. Oktober 2023 abschlieRend in
3. Lesung (PIPr 18/46, Beschlussdrucksache 18/6587). Dabei wurde in der 2. Le-
sung noch ein Anderungsantrag der Fraktionen von CDU und GRUNEN ange-
nommen (Drs. 18/6555). Das Gesetz tritt zum 1. Januar 2024 in Kraft.

3.  Zuruckstellung von Antragen

Grundsatzlich sind Entscheidungen 6ffentlicher Stellen mit Blick auf den objekti-
ven Erklarungswert aus Sicht des Empfangers auszulegen.

von Alemann/Scheffczyk, in: BeckOK VwWVfG, Bader/Ronellenfitsch, 60. Edi-
tion, Stand: 01.04.2023, § 35 Rn. 46.

Bei der Zuruckstellung eines Antrags dirfte regelmé&nRig die voribergehende Aus-
setzung einer abschlielienden Entscheidung uber einen Antrag gemeint sein. Die
Zuruckstellung ist insoweit eine Entscheidung, primar eine Verfahrensentschei-
dung: Der gestellte Antrag wird zum gegebenen Zeitpunkt nicht genehmigt. Es
erfolgt aber auch keine finale Ablehnung. Die Aussetzung beruht regelmafiig auf
einem Sachgrund, oftmals auf einer entscheidungserheblichen aber ungeklarten
Vorfrage (Vorgreiflichkeit). Insoweit durfte mit einer Zurtickstellung regelmafig
die Mitteilung verbunden sein, dass die 6ffentliche Stelle die Angelegenheit nach
Wegfall des Grundes von sich aus erneut aufgreift.

Das Verwaltungsverfahrensrecht enthalt keine allgemeinen Regelungen zur Zu-
rickstellung von Antragen. Damit steht die Aussetzung unter Anwendung von
8§ 10 Abs. 1 Satz 1 VwVIG NRW (Nichtférmlichkeit des Verwaltungsverfahrens)
regelmanig im Verfahrensermessen der Behérde; 8 94 VwGO findet keine (ana-
loge) Anwendung.

Vgl. Bauer, in: Brandt/Domgoérgen, Handbuch Verwaltungsverfahren und
Verwaltungsprozess, 5. Auflage 2023, B.IV.4. Aussetzung von Verwaltungs-
verfahren, Rn. 124 mit weiteren Nachweisen auch zur a.A. betreffend § 94
VwGO sowie zur Sondervorschrift betreffend die Zurilickstellung von Bauge-
suchen (8 15 BauGB); Schmitz, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 8§ 9
Rn. 203-208; Sennekamp, in: NK-VwWVT{G, 8§ 9 Rn. 48, der auf die Sondervor-
schrift in 8 363 AO hinweist und explizit anmerkt, dass die Effektivitat des
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1.

Verwaltungshandelns gegen eine Aussetzung sprechen kénne, wobei die
Effizienz wiederum dafir sprechen kénne; Rixen, in: Schoch/Schneider,
VWVIG, § 9 Rn. 35; Ziekow, VWVIG, & 9 Rn. 22; siehe auch VG Karlsruhe,
Beschluss vom 12. Juli 2017, Az. 7 K 6544/16, wo eine Aussetzung ,zur ein-
vernehmlichen/zivilgerichtlichen Klarung“ als zulassig erachtet wird sowie
BGH, Beschluss vom 18. Januar 1982, Az. NotZ 8/81, Rn. 9 f.(Aussetzungs-
entscheidung als Verwaltungsakt) und OVG Luneburg, Urteil vom 11. No-
vember 2013, Az. 12 LC 271/11, juris Rn. 34 (rechtliche Grundlage umstrit-
ten, als Institut aber soweit erkennbar anerkannt).

Eine Aussetzung aus Griinden der Vorgreiflichkeit kann im Rahmen von § 10
Abs. 1 Satz 1 VwVIG NRW auf eine analoge Anwendung von 8§ 148 ZPO gestutzt
werden.

Bauer, in: Brandt/Domgoérgen, Handbuch Verwaltungsverfahren und Verwal-
tungsprozess, 5. Auflage 2023, B.1V.4. Aussetzung von Verwaltungsverfah-
ren, Rn. 124; siehe flr weitere Aussetzungsgrinde auch Rn. 125; andere
Ansicht Rixen in: Schoch/Schneider, VWV{G, § 9; Rn. 35, der die Wertungen
der ZPO aber bei der Auslegung heranziehen mdchte.

Im Verwaltungsverfahren ist die Zurtickstellung regelméafiig ein verfahrensgestal-
tender Verwaltungsakt,

strittig, vgl. Sennekamp, in: NK-VWVfG, § 9 Rn. 49; BGH, Beschluss vom
18. Januar 1982, Az. NotZ 8/81, Rn. 9 f.; Stelkens, in: Stelkens/Bonk/Sachs,
VWVTG, 8§ 35 Rn. 151,

der unter engen Voraussetzungen isoliert anfechtbar ist, § 44a VwGO. Geht es
um Verwaltungsakte kann die Zuriickstellung bei gesetzlichen Entscheidungsfris-
ten die Voraussetzungen fir eine Untatigkeitsklage nach 8 75 VwGO erdffnen.
Die vorlaufige bzw. voribergehende Ablehnung ist namlich regelmafiig keine
sachliche Entscheidung im Sinne von 8§ 75 VwWGO. Sowohl bei einer férmlichen
als auch bei einer rein faktischen Aussetzung bietet die Erhebung einer Untatig-
keitsklage fur den Betroffenen die Mdglichkeit fir eine inzidente Kontrolle der
Aussetzungsentscheidung.

Bauer, in: Brandt/Domgoérgen, Handbuch Verwaltungsverfahren und Verwal-
tungsprozess, 5. Auflage 2023, B.1V.4. Aussetzung von Verwaltungsverfah-
ren, Rn. 124, siehe fir weitere Aussetzungsgrinde auch Rn. 126.

Beantwortung der neun aufgeworfenen Fragen

Ist das Zurickstellen der Entscheidung tber die vier Antrdge durch das
MHKBD rechtswidrig?

Wie unter C. I. 3. dargestellt ist das Zurtickstellen von Antrdgen im Rahmen recht-
manRiger Ermessensausubung grundsatzlich zuléassig. Vorliegend besteht aber
die Besonderheit, dass § 25a Abs. 2 EGovG NRW eine Entscheidungsfrist ent-
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halt: Das MHKBD hat innerhalb von sechs Monaten nach Eingang tber den An-
trag zu entscheiden. Mit Blick auf diese Frist konnte eine dartiberhinausgehende
Zuruckstellung als rechtswidrig angesehen werden.

Dabei ist allerdings das Folgende zu berlcksichtigen:

Das MHKBD wird durch die Experimentierklausel ermachtigt, mittels Rechtsver-
ordnung Ausnahmevorschriften in Kraft zu setzen. Gemeinden und Gemeinde-
verbande kdonnen gemal 8 25 Abs. 2 Satz 1 EGovG NRW eine Entscheidung
Uber eine bestimmte Erprobung beantragen. Das MHKBD kann diese Antrage
annehmen und dann eine Rechtsverordnung erarbeiten. Das Ministerium kann
diese Antrage aber auch ablehnen. Auch wenn dies nicht ausdriicklich geregelt
ist, so ist doch davon auszugehen, dass auch ,gemischte“ Entscheidungen zu-
lassig sind, ein Antrag also teilweise abgelehnt und im Ubrigen positiv beschie-
den werden kann (arg. maiore ad minus). Das Ministerium kénnte also auch Teile
eines kommunalen Antrags umsetzen, den Antrag aber im Ubrigen ablehnen.

Vor diesem Hintergrund und mit Blick auf den Sinn und Zweck der vorliegenden
Regelung spricht viel dafur, dass das MHKBD mit der Zurtickstellung der Antrage
rechtmallige Entscheidungen getroffen und dabei auch die Sechs-Monats-Frist
eingehalten hat. Im Kern liegt in der Zuriickstellung eine Ablehnung der Antrége.
Entscheidungsinhalt ist, dass jedenfalls vorlaufig keine Rechtsverordnung erar-
beitet wird. Diese Entscheidung durfte bzw. musste innerhalb der Frist ergangen
sein. Begriindet wird die jedenfalls vorlaufige Ablehnung mit dem anhé&ngigen
Gesetzgebungsverfahren. Insoweit bringt der Begriff der Zurlckstellung zum
Ausdruck, dass die Antrage nach Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens er-
neut aufgegriffen werden, soweit sich ihr Inhalt nicht durch das verabschiedete
Gesetz erledigt haben sollte. Es handelt sich letztlich um eine Ablehnung mit An-
kiindigung des Wiederaufgreifens.

Der vorliegende Sachverhalt ist insoweit nur bedingt mit einem typischen Verwal-
tungsverfahren vergleichbar. Regelmallig wird dort gegeniber der Verwaltung
ein mit einem subjektiven Recht hinterlegtes Begehr beantragt. Insoweit dienen
gesetzliche Entscheidungsfristen dem Schutz und der Durchsetzung von Indivi-
dualinteressen. Die Fristenregelung zwingt zur Beschleunigung des Verfahrens
und starkt die Rechtsschutzposition der antragstellenden Person. Eine Zurtick-
stellung wirkt in diesen Fallen als bloRe Verfahrensentscheidung und nicht als
Sachentscheidung. Die finale bzw. abschlieRende Sachentscheidung wird verzo-
gert, muss aber noch getroffen werden. Daher kann eine Zurtickstellung in diesen
Fallen nicht fristwahrend sein. Entsprechend wird bei Verletzung der Hochstfris-
ten im Genehmigungsverfahren nach 8 10 Abs. 6a BImSchG ein rechtswidriges
Behordenhandeln angenommen, das auch Schadensersatzpflichten auslosen
kann.
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Jarass, in: Jarass, BImSchG, 14. Auflage 2022, § 10 Rn. 125; derselbe,
Probleme um die Entscheidungsfrist der immissionsrechtlichen Genehmi-
gung, DVBI. 2009, 205 ff.

Hier ist der Sinn und Zweck der Vorschrift ein anderer. Es geht im Wesentlichen
nicht um subjektive Rechte der Antragsberechtigten, sondern um die allgemeine
Fortentwicklung der Vorschriften zur Digitalisierung. Dies ergibt sich auch aus der
Gesetzesbegriundung, in der auf die ,Impulse” verwiesen wird, die von den Kom-
munen ausgehen kdnnen. Wenn aber davon auszugehen ist, dass die beantrag-
ten Regelungen ohnehin zeitnah in Gesetzesform in Kraft treten werden, so er-
scheint es sachgerecht den vorherigen Erlass entsprechender Rechtsverordnun-
gen abzulehnen und zugleich das Wiederaufgreifen im Falle der Nichterledigung
anzukundigen.

2. Aufgrund welcher Rechtsgrundlage durfte gegebenenfalls das MHKBD die
Bearbeitung der vier Antrage jeweils zurickstellen?

Die Zurtckstellung der Antrage kdnnte als zulassiges ,Weniger im Vergleich zu
einer finalen Antragsablehnung verstanden werden (siehe die Antwort zu
Frage 1). Rechtsgrundlage ware dann § 25a Abs. 2 EGovG NRW.

3. Haben die von der Landesregierung angefuhrten Grundsétze der Effektivi-
tat des Verwaltungshandelns und der Normensparsamkeit irgendeine
rechtliche Bedeutung? Wenn ja, welche? Wenn ja, wie wird der Grundsatz
der Normsparsamkeit verfassungsrechtlich hergleitet?

Der ,Grundsatz der Effektivitat des Verwaltungshandelns® wird als Begriff verein-
zelt in Literatur und Rechtsprechung verwendet.

Vgl. etwa BVerwG, Beschluss vom 7. Juni 1984, Az. 8 B 14/84, juris Rn. 4;
Barczak in: Kahl/Ludwigs, Handbuch des Verwaltungsrechts Band V, VII. Ef-
fektivitat und Effizienz.

Haufiger ist eine allgemeine Bezugnahme auf die ,Effektivitat des Verwaltungs-
handelns®.

Vgl. aus der Rechtsprechung etwa VG Minden, Urteil vom 23. Januar 2012,
Az. 11 K682/11; OVG NRW, Beschluss vom 19. April 2016, Az. 2 A 1778/15.

Im Kontext von Gesetzgebung und Ausgestaltung der Verwaltung wird die Effek-
tivitdt des Verwaltungshandelns oft im Zusammenspiel mit der Effizienz dessel-
bigen genannt. Hierbei meint Effektivitat Tauglichkeit im Hinblick auf die Zieler-
reichung und Effizienz den sparsamen Umgang mit Ressourcen.

Barczak, in: Kahl/Ludwigs, Handbuch des Verwaltungsrechts Band V, VII.
Effektivitat und Effizienz. Die Begriffe werden hier allerdings im Zusammen-
hang mit dem Polizei- und Sicherheitsrecht definiert. Das Finanzgericht Kaln
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nennt die Effektivitdt des Verwaltungshandelns im Zusammenhang mit ei-
nem ,unverhaltnismafig groe[n] Verwaltungsaufwand®, FG Kdéln, Urteil vom
16. Marz 2022, Az. 2 K 2802/20, juris Rn. 56.

Insoweit gibt es Uberschneidungen mit den haushaltsrechtlichen Grundsatzen
der Sparsamkeit und Wirtschatftlichkeit, 8 7 Abs. 1 LHO NRW.

Insbesondere im Gefahrenabwehrrecht ist die Effektivitat der Gefahrenabwehr
ein gangiger Begriff. Er betrifft das Ermessen bei der Storerauswahl und steht im
Zusammenhang mit dem verfassungsrechtlichen VerhaltnismaRigkeitsgrund-
satz.

Vgl. zur Effektivitat der Gefahrenabwehr Schénenbroicher, in: Heusch/Scho-
nenbroicher: Gefahrenabwehrrecht Nordrhein-Westfalen, Kommentar, Vor
817, Rn. 12 ff.; OVG NRW, Beschluss vom 27. Mai 2021, Az. 2 B 1867/20,
juris Rn. 15; VG Minden, Urteil vom 9. Marz 2015, Az. 11 K 894/14, juris
Rn. 21, 26.

Die Effektivitat des Verwaltungshandelns kann in Teilen auch aus dem Demokra-
tieprinzip und dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitet werden. So soll das Rechts-
staatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) eine klare Organisation der Verwaltung verlan-
gen, inshesondere in Bezug auf die Kompetenzverteilung.

Schulze-Fielitz, in: Dreier, Grundgesetz, Art. 20 (Rechtsstaat) [Verfassungs-
prinzipien; Widerstandsrecht] Rn. 206.

Im Zusammenhang mit dem Demokratieprinzip wird angefihrt, dass insbeson-
dere die Effizienz und die Effektivitat des Verwaltungshandelns zur demokrati-
schen Legitimation beitragen.

Grzeszick, in: Durig/Herzog/Scholz, Grundgesetz, II. Demokratie, Art. 20
Rn. 168. Dieser steht dem Ansatz allerdings ablehnend gegenuber; er ver-
weist insbesondere auf Hoffmann-Riem, in: Schmidt-ARmann/Hoffmann-
Riem (Hrsg.), Verwaltungsorganisationsrecht als Steuerungsressource,
1997, S. 355, 376, 393 f.; ders., DOV 1997, 433, 438.

Der Begriff der ,Normensparsamkeit* — eher vereinzelt als ,,Grundsatz der Nor-
mensparsamkeit‘ — wird in Gesetzgebungsverfahren als Grund fur insbesondere
die Streichung von oder den Verzicht auf Normen angefiihrt und insoweit regel-
mafig als erstrebenswertes Ziel begriffen.

So wird der Begriff in den folgenden Rechtssetzungsverfahren genannt: Ent-
wurf eines Siebten Gesetzes zur Anderung des Bundeszentralregistergeset-
zes (BT Drucksache 18/11933, S. 23, 26, 31); Entwurf eines Gesetzes zur
Organisationsreform in der gesetzlichen Rentenversicherung (RVOrgG) (BT
Drucksache 430/1/04, S. 4 f.); Anderung der allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift iber die Koordinierung des Infektionsschutzes in epidemisch bedeut-
samen Fallen (Verwaltungsvorschrift-IfSG-Koordinierung - IfSGKoordinie-
rungs-VwV), BR Drucksache 685/13 S. 6; Stellungnahme des Ausschusses
der Regionen, Amtsblatt der Européischen Gemeinschaften, C 93 vom
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6. April 1999, S. 64, 1998 hatte der Bundesrat den Begriff in diesem Zusam-
menhang erwahnt, NVwZ 1999, 161; Streichung einer Norm aus dem nie-
dersachsischen POG mit Blick auf die Normsparsamkeit, siehe Saipa u.a.,
Niedersachsisches Polizei- und Ordnungsbehérdengesetz (NPOG), Kom-
mentar, § 54, Rn. 2. Ein ,Grundsatz der Normensparsamkeit® wird genannt
in der Kommentierung von Bartels, in: Praxis der Kommunalverwaltung,
Band K 9 Nds, Niedersachsisches Personalausweisrecht, der darauf hin-
weist, dass der Regierungsentwurf eines Niederséachsischen Gesetzes zur
Ausfihrung des Gesetzes Uber Personalausweise (LT-Drs. 11/720) ,unter
Bertcksichtigung des Grundsatzes der Normensparsamkeit® bewusst auf
bestimmte Regelungen verzichtet habe.

Teilweise wird der Begriff auch bezogen auf Normenklarheit und Burokratieabbau
verwendet.

Normenklarheit: BT-Drs. 18/11933, S. 23; MBI. LSA 2008, S. 732, Il. 3. Bl-
rokratieabbau: MBI. LSA 2008, S. 732, Il. 3; Bericht aus der Kabinettssitzung
der bayerischen Staatsregierung vom 17.05.2022, PM Nr. 107.

Der Begriff der ,Normenklarheit“ wird zusammen mit dem Bestimmtheitsgebot als
Auspragung des Rechtsstaatsprinzips aus Art. 20 Abs. 3 GG diskutiert.

Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestags, Sachstand zum
Grundsatz der Normenklarheit vom 21. Dezember 2020, WD BT 3 - 3000 -
290/20, S. 3.

Normenklarheit bedeutet, dass Normen ,verstandlich und in sich widerspruchs-
frei“ seien sollen.

Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestags, Sachstand zum
Grundsatz der Normenklarheit vom 21. Dezember 2020, WD BT 3 - 3000 -
290/20, S. 3 (Hervorhebung im Original); siehe auch Schulze-Fielitz, in:
Dreier, Grundgesetz, Art. 20 (Rechtsstaat) [Verfassungsprinzipien; Wider-
standsrecht] Rn. 141 ff. und Jarass, in: Jarass/Pieroth, Grundgesetz, Art. 20
Rn. 89.

Neben der Normenklarheit wird auch die Widerspruchsfreiheit als Teil des
Rechtsstaatsprinzips gesehen.

Grzeszick, in: Durig/Herzog/Scholz, Grundgesetz, VII. Rechtsstaat, Art. 20
Rn. 56 f.; Sommermann, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Grundgesetz, Art. 20
Rn. 298. Wahrend Grzeszick die Widerspruchsfreiheit als Auspréagung der
Normenklarheit sieht, ordnet Sommermann sie zum Teil auch als eigenstan-
dige Auspragung des Rechtsstaatsprinzips ein.

Widerspruchsfreiheit bedeutet in diesem Kontext, dass ,die Normen bzw. die
Rechtsordnung keine sich widersprechenden Verhaltensbefehle enthalten dur-

“®

fen“.

Grzeszick, in: Durig/Herzog/Scholz, Grundgesetz, VII. Rechtsstaat, Art. 20
Rn. 56 f. Wobei Grzeszick davon spricht, dass die Widerspruchsfreiheit ,zum
Teil auch auf die Rechtsordnung insgesamt bezogen® wird.
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In diesem Zusammenhang wird auch von einem Verlust von Rechtssicherheit
durch zu viele Normen gesprochen.

Sommermann, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Grundgesetz, Art. 20 Rn. 299.

Insoweit dirften auch die Reduzierung von Normen als fir die Rechtsvereinfa-
chung und das Normverstandnis forderlich angesehen werden. Durch weniger
Normen wird die Rechtslage fur die Burgerinnen und Birger verstandlicher und
damit bestimmter.

4. Rechtfertigen die von der Landesregierung angefihrten Grundséatze der Ef-
fektivitat des Verwaltungshandelns und der Normsparsamkeit ein Abwei-
chen von der Frist des § 25a Absatz 2 Satz 5 EGovG NRW? Welche Rolle
spielt gegebenenfalls, dass seit der Antragstellung der betreffenden Kom-
munen bereits geraume Zeit vergangen ist?

Soweit davon auszugehen ist, dass die beantragten Regelungen ohnehin zeitnah
in Gesetzesform in Kraft treten werden, erscheint es sachgerecht — auch mit Blick
auf die zu Frage 3 dargelegten Erwagungen — den vorherigen Erlass entspre-
chender Rechtsverordnungen abzulehnen und zugleich das Wiederaufgreifen im
Falle der Nichterledigung anzukiindigen.

5. Ist ein Zuwarten mit der Entscheidung Uber die Antréage bis zum maoglichen
Inkrafttreten eines Zweiten Anderungsgesetzes zur Bauordnung fiir das
Land Nordrhein-Westfalen rechtswidrig?

Mit Blick auf die Sechs-Monats-Frist kdnnte eine dartberhinausgehende Zurtck-
stellung als rechtswidrig angesehen werden. Mit Blick auf die zu Frage 1 darge-
legten Erwagungen spricht aber viel daftir, dass das MHKBD mit der Zurtickstel-
lung der Antrage rechtmafige Entscheidungen getroffen und dabei auch die
Sechs-Monats-Frist eingehalten hat.

6. Verstollt das MHKBD gegen Art. 20 Abs. 3 GG, indem es vorsatzlich nicht
Uber die vier Antrage entscheidet?

Soweit in der Zurlckstellung der Antrédge eine Verletzung der Frist von § 25a
Abs. 2 EGovG NRW gesehen werden sollte, dirfte auch ein Verstol3 gegen
Art. 20 Abs. 3 GG anzunehmen sein. Mit Blick auf die zu Frage 1 dargelegten
Erwagungen spricht aber viel dafur, dass das MHKBD mit der Zurtickstellung der
Antrage rechtm&Rige Entscheidungen getroffen und dabei auch die Sechs-Mo-
nats-Frist eingehalten hat.
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7. Inwieweit verstofRt das MHKBD, indem es vorséatzlich nicht Gber die vier An-
trage entscheidet, gegen die Landesverfassung?

Mit Blick auf die zu Frage 1 dargelegten Erwagungen spricht viel dafir, dass das
MHKBD mit der Zuriickstellung der Antrége rechtméafiige Entscheidungen getrof-
fen und dabei auch die Sechs-Monats-Frist eingehalten hat. Insoweit wiirde sich
die Frage nach einem Verfassungsverstol3 nicht stellen.

8. Inwieweit hat der jeweilige Entscheidungstrager im MHKBD durch das ,,Zu-
rickstellen“ der vier Antrage seine Amtspflicht verletzt?

Mit Blick auf die zu Frage 1 dargelegten Erwagungen spricht viel dafir, dass das
MHKBD mit der Zurtickstellung der Antrage rechtmélfiige Entscheidungen getrof-
fen und dabei auch die Sechs-Monats-Frist eingehalten hat. Eine Amtspflichtver-
letzung der Entscheidungstragerinnen oder Entscheidungstrager durfte daher
nicht anzunehmen sein.

9. Welche Rechtspflichten treffen das MHKBD nach aktuellem Sachstand in
Bezug auf den Umgang mit den vier Antradgen? Ist das Ministerium wegen
des VerstolRes gegen die Fristregelung verpflichtet, die Entscheidungsreife
mit allen verfugbaren Mitteln in kiirzest moglicher Zeit herzustellen und un-
verzuglich Gber die Antrage zu entscheiden? Bestehen weitere Konsequen-
zen fur das Ministerium oder den jeweiligen Entscheidungstrager?

Mit Blick auf die zu Frage 1 dargelegten Erwagungen spricht viel dafir, dass das
MHKBD mit der Zurtickstellung der Antrége rechtméafiige Entscheidungen getrof-
fen und dabei auch die Sechs-Monats-Frist eingehalten hat.

Nach der nun erfolgten Verabschiedung des Zweiten Gesetzes zur Anderung der
Landesbauordnung 2018 ist das MHKBD verpflichtet, die Antradge wieder aufzu-
greifen. Dabei wird zu prifen sein, inwieweit die Antrage durch das verabschie-
dete Gesetz erledigt sind. Verbleiben durch das Gesetz nicht erledigte Antrag-
steile, ist Uber diese erneut zu entscheiden.
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Parlamentarischer Beratungs- und Gutachterdienst

des Landtags Nordrhein-Westfalen

Landtag Nordrhein-Westfalen « Postfach 10 11 43 « 40002 Disseldorf

Ergadnzende Fragen

zu dem Rechtsgutachten zum fehlenden Erlass einer Rechtsverord-
nung nach § 91 Satz 3 und der zugehoérigen Berichtspflicht nach § 91
Satz 4 der Bauordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen sowie zur
Zuruckstellung von Antrdgen nach 8 25a Absatz 2 des nordrhein-
westfalischen E-Government-Gesetzes

Die Fraktion der FDP im Landtag Nordrhein-Westfalen hat dem Parlamentarischen
Beratungs- und Gutachterdienst zu dem genannten Gutachten zwei erganzende Fra-
gen Ubermittelt:

Nachfrage zum ersten Sachverhalt

Das Zweite Gesetz zur Anderung der Landesbauordnung 2018, durch dessen Artikel 1
Ziffer 57 die Streichung des 8 91 erfolgt, tritt nach Artikel 2 des Gesetzes erst zum
1. Januar 2024 in Kraft (Vorabdruck 18/29, Seite 26). Ein rickwirkendes Inkrafttreten
ist gerade nicht vorgesehen, so dass nach allgemeiner Meinung eine Vorwirkung des
Gesetzes von vornherein nicht in Betracht kommt (vgl. Kloepfer, Vorwirkung von Ge-
setzen, Seite 119). Gemal3 § 91 Satz 2 BauO NRW 2018 haben die Bauaufsichtsbe-
hérden dem MHKBD jahrlich zum 31. Dezember, mithin auch zum 31. Dezember 2023,
zu berichten. Diese Berichte kénnten auch nach dem 1. Januar 2024 zum Gegenstand
parlamentarischen Befassung gemacht werden.

Gebietet der Grundsatz der Organtreue vor dem Hintergrund, dass die gesetzliche
Neuregelung zuvor keine gesetzliche Bindungswirkung entfaltet, das Rechtsstaatsge-
bot die Verwaltung zur Anwendung des jeweilig geltenden Rechts verpflichtet sowie
das Demokratiegebot es nicht zulasst, die Beachtung der vom Parlament erlassenen
Gesetze zur Disposition der Verwaltung zu stellen (vgl. BVerwG, Urteil vom 20. Juni
2013 - 8 C 46/12 — Rdnr. 41 bei juris), daher nicht gerade einen unverziglichen Erlass
der Rechtsverordnung nach 8 91 Absatz 3 BauO NRW 20187

Landtag NRW e« Platz des Landtags 1 * 40221 Dusseldorf * Telefonzentrale: (0211) 884-0
Bankverbindung: Helaba - Niederlassung Diisseldorf + BLZ 300 500 00 + Kto.-Nr. 4 054 011
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Internet: www.landtag.nrw.de



Nachfrage zum zweiten Sachverhalt

Die betreffenden Antrage der Kommunen sind seit Mai bzw. Juni 2022 beim MHKBD
anhangig (Drs. 18/5088, Seite 2). Die Frist des 8 25 Absatz 2 Satz 5 EGovG NRW ist
somit im November bzw. Dezember 2022 abgelaufen. Uber den beabsichtigten Ent-
wurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung der Landesbauordnung 2018 hat die Lan-
desregierung erst mit Vorlage 18/1000 vom 15. Marz 2023, mithin nach Ablauf der
Frist, informiert. Anhangig wurde der Gesetzentwurf erst im Juni 2023 (vgl. Drs.
18/4593). Sofern die Entscheidung Uber das Zurtickstellen innerhalb der 6-Monats-
Frist ergangen sein sollte, kann die Entscheidung jedenfalls weder mit einem in der
Verbandeanhodrung befindlichen Gesetzentwurf noch mit einem anhangigen Gesetz-
gebungsverfahren begriindet worden sein.

Gemal § 25 Absatz 4 EGovG NRW unterrichtet die Landesregierung den Landtag u.a.
Uber Ablehnungen nach Absatz 2. Eine entsprechende Unterrichtung ist nicht erfolgt.

Sprechen die o.a. Zeitablaufe und die nicht auf den Sachstand bis November/Dezem-
ber 2022 abhebenden Begriindungen der Landesregierung sowie die fehlende Unter-
richtung des Landtags nach 8§ 25 Absatz 4 EGovG NRW nicht gegen eine rechtmafiige
Entscheidung innerhalb der Entscheidungsfrist des § 25 Absatz 2 Satz 5 EGovG
NRW?

Die Nachfragen werden wie folgt beantwortet:
Beantwortung der ersten Nachfrage

Das beschlossene Gesetz zur Aufhebung von § 91 BauO NRW 2018 tritt zum 1. Ja-
nuar 2024 in Kraft. Demnach besteht zum 31. Dezember 2023 noch die in § 91 Satz 2
BauO NRW 2018 geregelte Berichtspflicht der Bauaufsichtsbehdrden gegentiber der
obersten Bauaufsichtsbehdrde zum jeweiligen Jahresende. Ohne die Rechtsverord-
nung nach 8§ 91 Satz 2 BauO NRW 2018 ist die Berichtspflicht allerdings weiterhin bzw.
auch fur 2023 inhaltsleer bzw. nicht vollzugsfahig.

Die Nachfrage verweist darauf, dass die Berichte der Bauaufsichtsbehorden auch
nach dem 31. Dezember 2023 zum Gegenstand parlamentarischer Befassung ge-
macht werden kdnnten und fragt, ob daher nicht gerade ein unverztglicher Erlass der
Rechtsverordnung geboten sei.

Dabei ist allerdings zu beachten, dass die Berichtspflicht gegentiber dem Landtag
nach 8§ 91 Satz 4 BauO NRW 2018 auf die Berichte der Bauaufsichtsbehdrden zum
31. Dezember aufsetzt und ein aus daraus folgender Bericht an den Landtag daher
erst nach dem 31. Dezember 2023 erfolgen kdnnte. Zu diesem Zeitpunkt ist die Be-
richtspflicht gegeniiber dem Landtag bereits aufgehoben. Insoweit ist es nach der hier



vertretenen Auffassung nicht naheliegend, gerade in dieser Konstellation bzw. zum
jetzigen Zeitpunkt noch eine besondere Rechtspflicht zum eiligen Erlass der Rechts-
verordnung anzunehmen. Der Zweck der Datenerhebung wird absehbar entfallen.

Insoweit dirfte es bei den Erwagungen des Gutachtens bleiben: Vor dem Hintergrund
der bereits erfolgten aber noch nicht in Kraft getretenen Aufhebung von § 91 BauO
NRW 2018 konnte es als treuwidrig erscheinen, fur den kurzen verbliebenen Zeitraum
auf dem Erlass einer Rechtsverordnung zu bestehen. Es stellt sich aber natirlich wei-
terhin die Frage, warum das MHKBD die Rechtsverordnung nicht schon erlassen
hatte, als das Gesetzgebungsverfahren zur Aufhebung von § 91 BauO NRW 2018 von
der Landesregierung angestof3en wurde.

Beantwortung der zweiten Nachfrage

Fur das Gutachten wurde davon ausgegangen, dass die Zurtickstellungsentscheidung
noch innerhalb der Entscheidungsfrist getroffen wurde (siehe Seite 21 des Gutach-
tens: ,Diese Entscheidung dirfte bzw. misste innerhalb der Frist ergangen sein.”).
Zwingend ist diese Annahme allerdings nicht. Aus den Parlamentspapieren ergibt sich
nicht, wann die Zurickstellungsentscheidung getroffen wurde.

In den Antworten der Landesregierung auf zwei Kleine Anfragen von Abgeordneten
der FDP-Fraktion (Drs. 18/4080 und 18/5088) wies das MHKBD darauf hin, dass die
vier Antrage Erleichterungen vom Schriftformerfordernis in der Bauordnung bzw. die
Bestimmung des digitalen Ein- und Ausgangskanals in bauaufsichtlichen Verfahren
zum Gegenstand hatten. Die Bearbeitung der Antrage sei zurlickgestellt worden, da
sich das Zweite Anderungsgesetz zur Bauordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen
derzeit in der Verbandeanhérung befande und mit den dort vorgesehenen gesetzlichen
Anderungen das bisherige Schriftformerfordernis in der Bauordnung aufgegeben wer-
den solle (Drs. 18/4080, Antwort der Landesregierung vom 20. April 2023).

Diese Aussage wurde fir das Gutachten nicht so verstanden, dass die Zurtckstel-
lungsentscheidung erst mit der Einleitung der Verbandeanhorung getroffen wurde. Ei-
ner Verbandeanhérung gehen ublicherweise langere Vorbereitungsarbeiten und Ab-
stimmungen innerhalb der Landesregierung und des zustandigen Ministeriums voran.
Das Gutachten ging davon aus, dass sich der Hinweis des MHKBD nicht konkret auf
die Verbdndeanhdorung, sondern allgemein auf die Vorbereitung des Gesetzentwurfs
bezog.

Der urspriingliche Gutachtenauftrag fragte nicht nach moglichen Verstéf3en gegen die
Berichtspflicht gegentuber dem Landtag aus 8 25a Absatz 4 EGovG NRW. Nach dieser
Vorschrift unterrichtet die Landesregierung den Landtag sowohl tber zugelassene
Ausnahmen nach 8§ 25a Absatz 1 EGovG NRW, als auch tUber Ablehnungen nach
§ 25a Absatz 2 EGovG NRW. Das Gutachten sieht die Zurlickstellung der Antrage als



zulassiges ,Weniger“ im Vergleich zu einer finalen Antragsablehnung und verweist fur
die Rechtsgrundlage auf § 25a Abs. 2 EGovG NRW. Danach dirfte die Landesregie-
rung nach § 25a Absatz 4 EGovG NRW dazu verpflichtet gewesen sein, dem Landtag
Uber die Zurickstellungsentscheidungen zu berichten.

Parlamentarischer Beratungs- und Gutachterdienst
22. Dezember 2023



	11 Gutachten vom 31.10.2023 - BauO und EGovG mit Freigabehinweis
	9 Ergänzende Fragen zum Gutachten betreffend BauO und EGovG

